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Titel: Abänderung von Freiheitsstrafen in andere Strafarten 

 

Die Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages sind um Auskunft darüber gebeten 
worden, ob das deutsche Strafprozessrecht Möglichkeiten vorsieht, Freiheitsstrafen in Geldstra-
fen oder in Verpflichtungen zu gemeinnütziger Arbeit abzuändern, etwa um einer Überfüllung 
der Justizvollzugsanstalten oder einer Entfremdung verurteilter Straftäter von ihrem beruflichen, 
sozialen und familiären Umfeld zu begegnen. 

Der Abänderung einer Freiheitsstrafe in Geldstrafe oder gemeinnützige Arbeit zum Zwecke der 
Vermeidung überfüllter Justizvollzugsanstalten dürften bereits die Grundsätze der Strafzumes-
sung entgegenstehen (§ 46 Abs. 1 Strafgesetzbuch - StGB). Denn leitende Gesichtspunkte für die 
im Einzelfall vorzunehmende Abwägung strafzumessungsrelevanter Umstände sind die Schwere 
der Tat und der Grad der persönlichen Schuld des Täters (vgl. BGH, Beschluss vom 29.10.2015, 
Seite 277). 

Ungeachtet dessen sieht das deutsche Strafprozessrecht keine Möglichkeit vor, eine rechtskräftig 
verhängte Freiheitsstrafe nachträglich in eine Geldstrafe umzuwandeln. Nach dem Eintritt der 
formellen Rechtskraft kann das erkennende Gericht seine Entscheidung prinzipiell nicht mehr 
abändern (Coen, Rn. 4). Entsprechendes gilt für die nachträgliche Umwandlung einer Freiheits-
strafe in eine Verpflichtung zu gemeinnütziger Arbeit, welche darüber hinaus dem Erwachsenen-
strafrecht als Hauptstrafe ohnehin fremd ist. Zu gemeinnützigen Leistungen kann das Gericht den 
Verurteilten lediglich durch eine Auflage im Rahmen einer Aussetzung der Strafvollstreckung 
zur Bewährung verpflichten (§ 56b Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 StGB). Ferner kann Jugendlichen im Rah-
men des Jugendstrafrechts als Erziehungsmaßregel die Erbringung von Arbeitsleistung durch 
richterliche Weisung auferlegt werden (§ 10 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 Jugendgerichtsgesetz - JGG). 

Formelle Rechtskraft tritt ein, wenn eine Entscheidung in demselben Verfahren nicht mehr mit 
Rechtsmitteln angefochten werden kann (Nestler, Rn. 27). Der Zeitpunkt für den Eintritt der for-
mellen Rechtskraft hängt damit maßgeblich von den konkreten strafprozessualen Umständen ab. 
Entscheidungen, gegen die kein Rechtsmittel (mehr) gegeben ist, erwachsen mit ihrem Erlass in 
formelle Rechtskraft (Nestler, Rn. 31). Kann gegen die Entscheidung ein Rechtsmittel eingelegt 
werden, so tritt die Rechtskraft mit dem Ablauf der jeweiligen Einlegungsfrist ein, soweit das je-
weilige Rechtmittel nicht eingelegt wird (Nestler, Rn. 33). Überdies kann eine Entscheidung mit 
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dem Eingang eines Rechtsmittelverzichts oder der Rücknahme eines Rechtsmittels formell rechts-
kräftig werden (Nestler, Rn. 33). Nur in engen Ausnahmefällen kann eine bestehende formelle 
Rechtskraft durch die Wiederaufnahme des Verfahrens (§§ 359 ff. der Strafprozessordnung - 
StPO), die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (§§ 44 ff. StPO), die Aufhebung des Urteils zu-
gunsten eines Mitangeklagten durch das Revisionsgericht (§ 357 StPO) oder die Aufhebung des 
Urteils durch eine erfolgreiche Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfassungsgericht (§ 95 
Abs. 2 Bundesverfassungsgerichtsgesetz - BVerfGG) beseitigt werden (Nestler, Rn. 30). 

Schon im Rahmen ihrer Entscheidung können die Strafgerichte jedoch unter gewissen Vorausset-
zungen statt einer gesetzlich angedrohten Freiheitsstrafe auf eine Geldstrafe entscheiden, auch 
wenn der streitgegenständliche Straftatbestand die Verhängung einer Geldstrafe seinem Wortlaut 
nach nicht ausdrücklich vorsieht: 

Für Fälle, in denen das Gesetz neben einer Freiheitsstrafe ohne ein erhöhtes Mindestmaß keine 
Geldstrafe androht, folgt dies aus Art. 12 Abs. 1 Satz 1 des Einführungsgesetzes zum Strafgesetz-
buch (EGStGB). Danach tritt neben eine Freiheitsstrafe ohne besonderes Mindestmaß die wahl-
weise Anordnung einer Geldstrafe. Zunächst ist anhand des konkreten Straftatbestands zu ermit-
teln, ob das gesetzliche Mindestmaß der Freiheitsstrafe von einem Monat (§ 38 Abs. 2 des Straf-
gesetzbuchs – StGB) erhöht ist. Weiter darf auch die ersetzende Geldstrafe die gesetzliche 
Höchstgrenze für Geldstrafen von 360 volle Tagessätze (§ 40 Abs. 1 Satz 2 StGB) nicht über-
schreiten (Horn, Seite 271). Da ein Tagessatz Geldstrafe grundsätzlich einem Tag Freiheitsstrafe 
entspricht (§ 43 Satz 2 StGB), kommt eine Ersetzung der Freiheitsstrafe durch Geldstrafe gemäß 
Art. 12 Abs. 1 Satz 1 EGStGB mithin nur für Freiheitsstrafen von höchstens einem Jahr in Be-
tracht. 

Auch wenn der Straftatbestand im Einzelfall eine im Verhältnis zum gesetzlichen Mindestmaß 
erhöhte Freiheitsstrafe, nicht jedoch die Verhängung einer Geldstrafe vorsieht, kann das Gericht 
auf eine Geldstrafe erkennen. Denn das Gericht verhängt gemäß § 47 Abs. 2 Satz 1 StGB eine 
Geldstrafe, wenn das Gesetz keine Geldstrafe vorsieht, eine Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
und darüber nicht in Betracht kommt und die Verhängung einer Freiheitsstrafe nicht unerlässlich 
ist. Jedoch findet § 47 Abs. 2 Satz 1 StGB nur für solche Fälle Anwendung, in denen das Un-
rechtsgewicht sechs Monate nicht erreicht (Horn, Seite 271). Demnach können nach § 47 Abs. 2 
Satz 1 StGB – abweichend von § 40 Abs. 1 Satz 2 StGB – nur Geldstrafen von höchstens 179 Ta-
gessätzen verhängt werden. Das Mindestmaß der jeweiligen Geldstrafe bestimmt sich schließlich 
nach dem Mindestmaß der angedrohten erhöhten Freiheitsstrafe (§ 47 Abs. 2 Satz 2 StGB). 
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